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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Die Änderung des Güterkontrollgesetzes kam – nach Nichteintreten im Oktober 2018,
Sistierung im April 2019 und Zustimmung durch die SiK-NR im Januar 2020 – im März
2020 in die grosse Kammer. Der Rat trat ohne Widerstand auf die Vorlage ein, welche
die Überführung der Kontrolle von Ausfuhr und Vermittlung von Gütern zur Internet-
und Mobilfunküberwachung von der entsprechenden Verordnung in das
Güterkontrollgesetz beinhaltet. Drei Minderheiten wollten die Vorlage noch
modifizieren: Eine Minderheit Fridez (sp, JU) beantragte, zusätzlich
Beratungsdienstleistungen in den Katalog der zu kontrollierenden Güter aufzunehmen.
Eine Minderheit Porchet (gp, VD) wollte die Kriterien der Dual-Use-Güter, also der
Güter, die sowohl zivil wie auch militärisch genutzt werden können, nicht übernehmen,
was quasi dazu führen würde, dass zukünftig alle Güter unter die Ausfuhrkontrolle fallen
würden. Eine Minderheit Flach (glp, AG) wollte zusätzliche Kriterien über die
Empfängerinnen und Empfänger von Güterausfuhren in das Gesetz aufnehmen.
Während es Nationalrat Flach darum ging, auch diese bereits in der geltenden
Verordnung enthaltenen Kriterien ins Gesetz zu übernehmen, erachtete es Nationalrat
Gmür (cvp, SZ) als unnötige Erweiterung der Gesetzesänderung. Alle drei
Minderheitsanträge fanden einzig bei den Fraktionen der SP und Grünen Anklang und
wurden entsprechend deutlich abgelehnt. In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage
mit 193 Stimmen (ohne Gegenstimme, eine Enthaltung) angenommen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.2020
NIKLAUS BIERI

Das Thema Digitalisierung des Service public stand im Mittelpunkt eines Postulates von
Min Li Marti (sp, ZH), eingereicht im Sommer 2019. Bisher sei bei der Digitalisierung das
Thema öffentliche Güter und Dienste vernachlässigt worden, so Marti in der
Begründung ihres Vorstosses. Es sei nun an der Zeit, sich darüber auszutauschen, wie
ein bürgernaher, digitaler Service public in Zukunft aussehen könnte. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulates und führte aus, dass er sich im Rahmen der
Erneuerung seiner Strategie Digitale Schweiz mit der Digitalisierung des Service public
auseinandersetzen werde. Das Postulat wurde im Herbst 2019 von Matthias Jauslin (fdp,
AG) bekämpft. Bei der Behandlung in der Herbstsession 2020 monierte Jauslin, dass
dieses Postulat keinen Mehrwert bringe, da in der Strategie Digitale Schweiz bereits
eine Art Anleitung für das staatliche Handeln vorgegeben sei und aufgezeigt werde, wie
die betroffenen Akteure zusammenarbeiten müssten, um den Prozess der
Digitalisierung für das Gemeinwesen gewinnbringend zu gestalten. Diese Bedenken
überzeugten die Mehrheit des grossen Rates nicht; bei der Abstimmung sprachen sich
103 Anwesende für die Annahme des Postulates aus, 72 stimmten dagegen und 6
Personen enthielten sich der Stimme. Die ablehnenden Stimmen stammten allen voran
von Seiten der SVP- und der FDP.Liberale-Fraktionen. 2

POSTULAT
DATUM: 10.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Oktober 2022 publizierte der Bundesrat den Grundlagenbericht «Digitaler Service
public» in Erfüllung des Postulats von Min Li Marti (sp, ZH). 
Der Bericht hielt fest, dass der Zugang zu einer effizienten und günstigen
Hochbreitbandinfrastruktur die Grundlage für soziale und wirtschaftliche Teilhabe im
digitalen Raum sei. Auf Anfang 2024 solle daher die Grundversorgung der
Internetübertragungsgeschwindigkeit von 10 auf 80 Mbit/s erhöht werden; zudem sei
eine Hochbreitbandstrategie für die Schweiz in Erarbeitung. Des Weiteren sei eine
Weiterentwicklung des Service public im Hinblick auf die digitale Transformation von
Wirtschaft und Gesellschaft angezeigt. Der Bundesrat habe entsprechend im Sommer
2022 entschieden, die Weiterentwicklung der Grundversorgung bei Post- und
Zahlungsverkehrsdiensten zu prüfen. Bezüglich Datenschutz habe der Bundesrat das
EDA und das UVEK beauftragt, bis im Sommer 2023 einen freiwilligen Verhaltenskodex
für den Umgang mit vertrauenswürdigen Daten zu erstellen. Zudem sei das UVEK
verpflichtet worden, ebenfalls bis zum Sommer 2023 über den allfälligen Bedarf nach
einer digitalen Grundversorgung zum besseren Schutz der Privatsphäre und der
Datensicherheit zu berichten.
Schliesslich war auch die E-ID Thema des Berichts. Der Bundesrat beabsichtige, die
Rechtsgrundlagen für die E-ID und die entsprechende Infrastruktur mit einem neuen E-

BERICHT
DATUM: 12.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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ID-Gesetz zu schaffen, nachdem im Frühling 2021 ein erster Versuch für ein solches
Gesetz an der Urne gescheitert war. 3

Im Sommer 2023 schrieb der Nationalrat im Rahmen der Beratungen zur Botschaft des
Bundesrates über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2022 das
Postulat Marti (sp, ZH) für die Erstellung eines Grundlagenberichts «Digitaler Service
public» ab. Der Bundesrat hatte im Oktober 2022 den entsprechenden Bericht
veröffentlicht und verwies zudem auf einen weiteren Bericht des UVEK und des EDA
vom März 2022 betreffend die «Schaffung von vertrauenswürdigen Datenräumen
basierend auf der digitalen Selbstbestimmung». 4

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN

1) AB NR, 2020, S. 30 ff.
2) AB NR, 2020, S. 1393 f.
3) Bericht BR vom 30.03.22; Bericht Bundesrat vom 12.10.22; Medienmitteilung Bundesrat vom 12.10.22
4) BBl 2023 870 (S. 62 f.)
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